
MOR GABRIEL – «Er fühlt sich wie 
eine Maus, die den grausamen Spiele-
reien einer satten Katze nicht entkom-
men kann.» So kommentierte ein Mit-
arbeiter von Metropolit (Erzbischof) 
Timotheus Samuel Aktas vom Klos-
ter Mor Gabriel in der Südosttürkei 
die beklemmende Szene, die sich vor 
Monatsfrist abgespielt hatte: Die Kör-
persprache des Erzbischofs ist vielsa-
gend. Anstatt Augenkontakt mit sei-
nem Gegenüber, einem kurdischen 
Bauern, herzustellen, schaut er in die 
entgegengesetzte Richtung. Verlegen 
steht der Bauer schon ausserhalb sei-
nes Gesichtsfelds, als der geistliche 
Würdenträger seinen Oberkörper seit-
wärts beugt, um ihm eine Urkunde zu 
übergeben (Bild). Zahlreiche Kame-
ras dokumentieren diesen unfreiwil-
ligen Vorgang, der sich wiederholt, bis 
die zehn kurdischen Bauern den Ein-
trag ins Grundbuch erhalten haben.

Dann tritt der Erzbischof nahe an 
die Bauern heran und beglückwünscht 
sie kaum hörbar in kurdischer Sprache. 
Sie geben ihm ein freundliches Lächeln 
zurück — ein Intermezzo, in dem die 
Darsteller dieser unwirklichen Insze-
nierung für Sekunden entspannter wir-
ken als in den Stunden zuvor. Denn 
beide Parteien sitzen zusammen in 
diesem unsicheren Boot, in dem sie zu 
Objekten einer aufwendig inszenierten 
Machtdemonstration degradiert wer-
den. Der Erzbischof und die Urkunde-
nempfänger müssen gute Miene zum 

bösen Spiel machen, damit sich der 
türkische Staat im Ausland vorteilhaft 
darstellen kann. Die Körpersprache 
dieser unfreiwilligen Darsteller spricht 
allerdings Bände, mit ganz anderen Ge-
schichten. Allein über das aktuelle Da-
tum (der 24. April: Kasten links) sowie 
über die Landenteignungen der letzten 
Jahrzehnte (Kasten rechts) erzählen 
die Christen andere Geschichten.

Ein Stück Aussenpolitik
Das Drehbuch für die PR-Übung ent-
stand auf Geheiss von Premierminister 
Recep Erdogan, nachdem er wieder-
holt vom deutschen EU-Parlamentari-
er Elmar Brok auf die Missstände im 
Bereich der Liegenschaftenkataster in 
dieser Gegend angesprochen worden 
war. Im März 2009 kam deshalb plötz-
lich Hektik auf: Obwohl Gerichtsver-
fahren um Besitzansprüche auf grosse 
Parzellen unter anderem zwischen den 
kurdischen Bauern und dem Kloster 
Mor Gabriel nach wie vor hängig wa-
ren, beschloss die Regierung in Anka-
ra, der Rechtssprechung vorzugreifen: 
Sie wies die örtlichen Behörden in fünf 
christlichen und zwei kurdischen Dör-
fern an, Eintragungen in den Grund-
büchern vorzunehmen. Ungeklärte 
Eigentumsverhältnisse wurden damit 
einfach ignoriert. 

Der unmittelbare Nutzen heiligt 
die Mittel: Innerhalb weniger Wochen 
wurde für jedes der sieben Dörfer ein 
Stapel eingerahmter Urkunden be-

reitgestellt. Deren Verleihung in ei-
ner feierlichen Zeremonie gerät dann 
zu einem farbenfrohen Fototermin für 
die ausländische Öffentlichkeit: Je-
des Dorf ist durch etwa ein Dutzend 
frischgebackener, zufriedener Grund-
besitzer vertreten. Künftig kann in 
Brüssel und Washington auf der aus-
senpolitischen Visitenkarte stehen: 
Unsere Grundbuchämter machen ihre 
Hausaufgaben, und alle Betroffenen 
kommen zu ihrem Recht.

Aufwendige Show
Für das Volksfest werden keine Kos-
ten gescheut. Allein die Investitionen 
ins «Bühnenbild» erinnern an Potem-
kinsche Dörfer: Im Dorf Ückoy mit 
chronisch vernachlässigter Infrastruk-
tur werden in den drei Wochen vor 
dem Fest 2,5 Kilometer Strassen ge-
pflastert. Allerdings lassen die ange-
spannten Sicherheitskräfte am Fest-
tag keinen einzigen ausländischen 
Gast das Dorf betreten. Alle Besucher 
werden direkt zum Veranstaltungsort 
ausserhalb des Dorfs eskortiert. Am 
Rand eines grossen Fussballfelds wird 
in den drei Tagen vor dem Fest noch 
ein kleines Betongebäude mit zwei 
weiss getünchten Toiletten errichtet. 
Am Festtag sind sie mit fliessendem 
Wasser und Seife ausgestattet und 
werden für die etwa 2000 Besucher 
laufend sauber gehalten. Im Zentrum 
des Fussballfelds markieren drei Fest-
zelte das Areal der Zeremonie. Dahin-
ter ein weiteres Zelt, wo nach der Ver-
anstaltung über tausend Gäste zu einer 
üppigen Mahlzeit eingeladen sind.

Botschafter spielt mit
Ohne ausländische Öffentlichkeit 
würde die PR-Farce ihren Zweck ver-
fehlen. Es müssen also Botschafter ins 
entlegene Südostanatolien kommen. 
Also wird für Diplomaten ein zweitä-
giges touristisches Begleitprogramm 
mit Übernachtungen in Fünfsterneho-
tels und Führungen zu den Sehenswür-
digkeiten der Gegend aufgelegt, alles 
auf Kosten des türkischen Staats. 

Dennoch kommen nur zwei Bot-
schafter nach Ückoy. Der eine stammt 
aus Senegal, der andere – Seine Ex-
zellenz Pedro Okan – aus den Philip-
pinen. Dieser strahlt über das ganze 
Gesicht, als er den Vertretern eines 
christlichen Dorfs Grundbuchurkun-
den überreichen darf (Bild links).
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Teilen und herrschen über Minderheiten
Minderheiten haben es in der Türkei schwer – ob Kurden oder 
die wenigen noch verbliebenen Christen. Dabei schreckt auch 
die Regierung Erdogan nicht davor zurück, sie gegeneinander 
auszuspielen, im Wissen um die unbewältigte Vergangenheit.

Das Kloster Mor Gabriel liegt in der 
kargen südosttürkischen Bergland-
schaft des Tur Abdin («Berg der 
Knechte Gottes»). In dieser Gegend 
südlich des Tigris ist die syrisch-or-
thodoxe Kirche von Antiochien, wo 
Petrus eine Gemeinde gegründet 
hatte, seit dem ersten Jahrhundert 
zu Hause. Im alten christlichen Dorf 
Arkah (türkisch: Ückoy) hatten die 
Dorfbewohner für den diesjährigen 
24. April eine Veranstaltung beson-
derer Art geplant: Gleichzeitig mit 
Millionen Menschen rund um den 
Globus sollte der Völkermorde ge-
dacht werden, die ab 1915 in der 
Türkei begangen wurden. Opfer wa-
ren ausser 1,5 Millionen Armeniern 
ebenso viele Griechen sowie eine 
halbe Million syrisch-orthodoxer 
Christen. Allein im Tur Abdin wur-
den 90 000 ermordet. Solche Ge-
denkveranstaltungen sind verboten 
im türkischen Staat, der als Rechts-
nachfolger des Osmanischen Reichs 
die politische Verantwortung für die 
Genozide von sich weist.

Wegen kriegerischer Ausein-
andersetzungen zwischen der tür-
kischen Armee und der Kurdischen 
Arbeiterpartei PKK in den letz-
ten zwei Jahrzehnten führte bis vor 
Kurzem keine befahrbare Strasse 
ins entlegene Dorf Ückoy. Ausge-

rechnet hier, dem einzigen Dorf im 
Tur Abdin, das eine Gedenkfeier ge-
plant hatte, führte nun der türkische 
Staat exakt am Völkermordgedenk-
tag eine aufwendig inszenierte PR-
Veranstaltung für die ausländische 
Öffentlichkeit durch.

Türkeikritische Veranstaltungen 
zu verhindern, indem die Veranstal-
ter genötigt werden, einen Alterna-
tivtermin mit diplomatischem Proto-
koll mitzugestalten — das ist höchst 
ungewöhnlich. Üblicherweise wird 
ohne Rücksicht auf Rechtsstaatlich-
keit unzweideutige physische Gewalt 
angewendet. Doch dieses Mal muss-
ten zwei lästige Fliegen mit einem 
Schlag erledigt werden: Man sah 
sich genötigt, der Welt und vor allem 
der Europäischen Union zu demons-
trieren, dass nach Jahrzehnte andau-
erndem Schlendrian die Ansprüche 
von Landbesitzern anerkannt wer-
den. Deshalb die öffentliche Veran-
staltung mit aufwendigem Protokoll 
für hochrangige Repräsentanten des 
Staats und in Anwesenheit möglichst 
vieler ausländischer Gäste. Gleich-
zeitig liess sich die unerwünschte 
Völkermordgedenkfeier elegant un-
terbinden, indem Ort und Termin 
der Gedenkveranstaltung für das 
eigene Freudenfest in Beschlag ge-
nommen wurden. ��(tkb)

Besetzter Völkermordgedenktag Die Christen in 
der Defensive
Über Enteignung und Verteilung 
von Land haben die Christen im 
Tur Abdin viel zu erzählen. Diese 
Woche ist ein Gerichtsverfahren 
des Klosters Mor Gabriel aus dem 
4. Jahrhundert, dem Sitz des Erz-
bischofs Timotheus Samuel Aktas, 
zwar zu seinen Gunsten entschie-
den worden. Aber drei Urteile 
stehen weiterhin aus. Das kultur-
geschichtlich bedeutende Kloster 
muss seinen Landbesitz gegen Ent-
eignungsabsichten des Staats und 
Begehrlichkeiten kurdischer Nach-
bardörfer verteidigen. 

Die Zukunft des Klosters ist oh-
nehin unsicher; zusätzliche Land-
verluste würden seine Überlebens- 
chancen vollends zerstören. Was 
soll dann aus den knapp 3000 im 
Tur Abdin verbliebenen Christen 
werden? Vor 30 Jahren zählten sie 
noch 35 000 Angehörige. Vom Staat 
geduldet und oft von ihm direkt ver-
antwortet, gab es Diskriminierung, 
Raub, Drohungen, Erpressungen 
 und anderes mehr. Ebenso trugen 
die Wirren des Kurdenkonflikts 
zum demografischen Aderlass bei. 
Wenn Mor Gabriel aufgeben müss-
te, ginge das Herzstück des christli-
chen Tur Abdin verloren. ��(tkb)
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Seit Oktober 2005 verhandelt die Tür-
kei mit Brüssel über einen Beitritt zur 
Europäischen Union (EU). Die Regie-
rung in Ankara kann ihr Ziel  aber nur 
erreichen, wenn sie den zuvor einge-
schlagenen Modernisierungs- und De-
mokratisierungskurs konsequent zu 
Ende führt, was im besten Fall  noch 
Jahre dauern wird. Denn nach wie vor 
erfüllt die Türkei grundlegende europäi
sche Standards nicht. 
Die EU-Kommission hat bereits die 
Verlangsamung des Reformtempos 
beklagt und kritisiert, dass reformier-
te Gesetze nicht angewendet würden. 
Handlungsbedarf bestehe unter an-
derem bei der Garantie der Grundfrei-
heiten und Menschenrechte: Die Mei-
nungs- und Religionsfreiheit sowie die 
Rechte von Frauen und von Minder-
heiten würden verletzt. In der Kritik 
stehen Polizei und Armee beziehungs-
weise die mangelhafte demokratische 
Kontrolle über das Militär.

Unbewältigte Vergangenheit
Als Stolperstein erweist sich nicht zu-
letzt die unbewältigte Vergangenheit: 
Die Türkei verdrängt und verleugnet die 
Tatsache, dass im Ersten Weltkrieg die 
Armenier in Anatolien weitgehend aus-
gerottet wurden. Der von Atatürk 1923 
gegründete moderne Staat verstand 
sich lange als ethnisch homogene Nati-
on, die offiziell nur aus Türken besteht. 

Bis heute sind die Kurden Bürger zwei-
ter Klasse, und selbst die wenigen ver-
bliebenen Christen im Land werden be-
hindert und diskriminiert.
Premierminister Recep Erdogan hatte 
im August 2005 für Aufsehen gesorgt, 
als er erstmals öffentlich ein «Kurden-
problem» einräumte. Bereits zuvor 
hatte die Regierung im Zuge ihrer EU-
Beitrittsbewerbung den Gebrauch der 
kurdischen Sprache entkriminalisiert 
und sogar Fernsehsendungen in die-
ser Sprache gestattet. In jüngster Zeit 
hat sich auch Staatspräsident Abdullah 
Gül wiederholt für eine Beilegung des 
Kurdenkonflikts ausgesprochen.

«Faschistische Haltung»
Erdogan wiederum kritisierte am l etz-
ten Wochenende in einer Rede gar die 
Vertreibung nicht-muslimischer Min-
derheiten aus dem Land und stellte 
überraschend deutlich fest: «Das war 
das Ergebnis einer faschistischen Hal-
tung.» Er zielte damit primär auf die 
anti-griechischen Pogrome vom Sep-
tember 1955 in Istanbul, aber seine 
Aussagen l assen sich l etztlich auch 
auf den Völkermord an den Armeniern 
beziehen. Jedenfalls haben sie bei der 
Opposition für grossen Ärger gesorgt, 
die den Premier als Vaterlandsverräter 
beschimpft, was seinerseits in Teilen 
der Medien auf Kritik stiess – der An-
fang vom Ende eines alten Tabus? ��(gr)
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